
 

STADT GEESTLAND 
- LANDKREIS CUXHAVEN - 

 

BEBAUUNGSPLAN NR. 251 "ZUR MÜHLE", ORTSCHAFT KÖHLEN 
 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und  
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB   

 
Für den Bebauungsplan Nr. 251 "Zur Mühle", Ortschaft Köhlen der Stadt Geestland sind die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt worden.  
 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Stellungnahmen abgegeben: 

• Landkreis Cuxhaven – Amt Bauaufsicht und Regionalplanung vom 31.07.2026 

• Landwirtschaftskammer Niedersachsen vom 29.06.2026 

• Niedersächsisches Landvolk, Kreisverband Wesermünde e.V. vom 27.07.2026 

• Polizeiinspektion Cuxhaven – Sachgebiet Einsatz und Verkehr vom 30.06.2026 

• EWE Netz GmbH vom 02.07.2026 

• Deutsche Telekom Technik GmbH vom 01.07.2026 

• LGLN – Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst vom 26.06.2026 

• Wasserverband Wesermünde vom 29.07.2026 

• Unterhaltungsverband Nr. 82 Geeste vom 26.06.2026 

• Industrie- und Handelskammer Elbe-Weser vom 14.07.2026 

• LBEG vom 29.06.2026 

• Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade vom 29.07.2026 

• Gemeinde Beverstedt vom 24.06.2026 

• Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven vom 31.07.2026 
 
 

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB sind keine Anregungen oder Hinweise vorgetragen worden. 
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 Landkreis Cuxhaven – Amt Bauaufsicht und Regionalplanung vom 31.07.20206  

1. 

 

zu 1. Der Hinweis wird inhaltlich berücksichtigt.  
 

Der Hinweis in der Planzeichnung sowie in der Begründung werden um folgende 
Ausführungen zur Archäologischen Denkmalpflege ergänzt:  
 

„Im Nahbereich des Plangebietes befinden sich archäologische Fundstellen 
(Nr. der Arch. Landesaufnahme: 54 und 55). 
 

Erdarbeiten dürfen bei der Erschließung nur in Anwesenheit einer Fachkraft der 
Archäologischen Denkmalpflege des Landkreises Cuxhaven (Baubegleitung) 
durchgeführt werden. Der Archäologischen Denkmalpflege ist zudem ausrei-
chend Zeit zur Dokumentation einzuräumen. Weitere Bauvorgänge sind erst 
nach Freigabe durch die Archäologische Denkmalpflege möglich. 
 

Termine sind mindestens zwei Wochen im Voraus und im Einvernehmen mit 
der Arch. Denkmalpflege des Landkreises Cuxhaven (im Hause Museum Burg 
Bederkesa, Telefon: 04745 9439-0) festzulegen. Bei Nichteinhaltung dieser Frist 
kann es u. U. zu Verzögerungen beim Beginn der Maßnahme kommen. 
 

Bei einem Verstoß gegen die o. g. Auflage wird ein Ordnungswidrigkeitenver-
fahren nach § 35 NDSchG eingeleitet. Die Ordnungswidrigkeiten können mit 
Geldbußen bis zu 250.000 Euro geahndet werden.“ 
 

Die Belange der archäologischen Denkmalpflege werden somit in der Pla-
nung beachtet. 
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2. 

 

zu 2. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

Die Ausführungen des Beirates für Inklusion zur Barrierefreiheit werden zur Kenntnis 
genommen. Die Hinweise betreffen die Umsetzung der Planung. 
 

Die Planung von Wohngebäuden erfolgt nach den hierfür gültigen Rechtsvor-
schriften (NBauO, Durchführungsverordnung zur NBauO, geltende Technische 
Baubestimmungen, etc.), so dass die Barrierefreiheit den gesetzlichen Anforde-
rungen entsprechend bei der Umsetzung von Bauvorhaben zu beachten ist.  
 

Da es sich bei der vorliegenden Bauleitplanung um eine Angebotsplanung 
handelt, bleibt eine Prüfung der gesetzlich zu berücksichtigenden Maßnahmen 
zur Barrierefreiheit der nachfolgenden bauordnungsrechtlichen Ebene vorbe-
halten. 
 

Die Stadt Geestland wird unabhängig von der hier in Rede stehenden Planung 
bei einer Neuanlage oder wesentlichen Umgestaltung von öffentlichen Ver-
kehrsflächen im Stadtgebiet die gesetzlichen Bestimmungen der Barrierefreiheit 
berücksichtigen.  
 

Der Hinweis auf die Fachliteratur wird zur Kenntnis genommen. 

3. 

 

zu 3. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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4.  zu 4. Die Hinweise werden inhaltlich berücksichtigt.  
 

Wie in der Begründung dargelegt, wird die Beseitigung des im Plangebiet an-
fallenden häuslichen Abwassers über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation 
mit Ableitung in die Kläranlage Köhlen erfolgen. Hierfür wird die Schmutzwasser-
kanalisation im Plangebiet sowie in der Straße „Zur Mühle“ bis zur Kreuzung Am 
Kreuzacker/ Zur Mühle im Trennsystem ausgebaut.  
 

Der Wasserverband Wesermünde, der abwasserbeseitigungspflichtig ist, hat mit 
Schreiben vom 19.08.2026 mitgeteilt, dass die Kläranlage in Köhlen derzeit eine 
Ausbaugröße von 1.700 Einwohnerwerte (EW) aufweist und aktuell ungefähr 
1.000 EW angeschlossen sind. Bei dem geplanten Baugebiet „Zur Mühle“ mit 
ca. 15 Grundstücken ergibt sich bei einer Annahme von 3 Einwohner pro Grund-
stück ein Wert von rd. 45 EW für den Schmutzwasseranfall. Die Kapazität dieser 
zusätzlichen EW ist somit durch die existierende Kläranlage gedeckt. Durch das 
geplante Trennsystem wird höchstwahrscheinlich ein geringerer Anteil an Nie-
derschlagswasser der Kläranlage zugeführt, was vorteilhaft für die Anlage ist.  
 

Insofern ist die Schmutzwasserbeseitigung des Plangebietes auch unter den ak-
tuellen Voraussetzungen gewährleistet.  
 

Der Wasserverband Wesermünde plant ferner eine Umgestaltung der Kläran-
lage Köhlen, um den aktuellen gesetzlichen Anforderungen sowie dem Stand 
der Technik gerecht zu werden. Im Rahmen dieser Maßnahme ist die Einrich-
tung eines Trennsystems im Zulauf vorgesehen, da Oberflächenwasser und 
Schmutzwasser aktuell noch über einen Mischwasserkanal entsorgt werden.  
 

Folglich wird, wie oben bereits beschrieben, im Zuge der Umsetzung des Be-
bauungsplanes ein Trennsystem hergestellt. Die an den bestehenden Misch-
wasserkanal angeschlossenen Grundstücke „Zur Mühle 11, 13, 14 und 15“ wer-
den im Späteren ebenfalls an das Trennsystem angeschlossen. Das Trennsys-
tem in der Straße Zur Mühle ist schematisch bereits mit dem Wasserverband 
Wesermünde abgestimmt worden. Weitere Details zur Abwasser-entsorgung 
sind in den weiteren nachfolgenden Planungen zu erstellen und mit dem Was-
serverband Wesermünde abzustimmen.  
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Die vorstehenden Ausführungen, die ergänzend in die Begründung aufge-
nommen werden, verdeutlichen, dass die Schmutzwasserentsorgung für das 
Plangebiet sichergestellt ist. 
 

5.  zu 5. Die Hinweise werden berücksichtigt.  
 

Im Rahmen der Biotoptypenkartierung (April 2026) ist im Plangebiet eine Grün-
landeinsaat-Fläche (GA) mit geringer ökologischer Wertigkeit festgestellt wor-
den. Die Begründung und die Biotoptypenkartierung werden entsprechend 
angepasst. An der Eingriffssituation ergeben sich hierdurch keine Änderungen. 
 

6.  zu 6. Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt.  
 

In der unmittelbaren Umgebung des Plangebietes befinden sich arten- und 
strukturarme Ackerflächen, auf denen Mais als Monokultur angebaut wird. Die 
landwirtschaftliche Nutzflächen, werden am Rand von Wirtschaftswegen und 
Gehölzstrukturen begleitet bzw. eingegrenzt. 
 

Als typische Brutvogelarten des Offenlandes (Bodenbrüter) sind Feldlerche, Kie-
bitz, Wachtel, Wiesenpieper und Fasan anzusehen. Das Vorkommenspotenzial 
für diese Arten im Plangebiet wird daher im Folgenden eingeschätzt.     
 

Die Feldlerche besiedelt offene Kulturlandschaften mit niedriger, abwechs-
lungsreicher Gras- und Krautsicht (Vegetationshöhe von 20 cm bis max. 50 cm, 
nicht zu dichter Vegetationsbestand), die eine gute Übersicht für den Boden-
brüter bilden. Gebiete mit sehr geringem Gehölzanteil sind daher potenzieller 
Lebensraum der Feldlerche. Feldlerchen meiden dabei jedoch hochwüchsige 
und dichte Kulturen wie Mais, Raps und Wintergetreide. Außerdem halten Feld-
lerchen beim Brüten zu Vertikalstrukturen wie Wald, Gehölzreihen, Straßen und 
Siedlungsflächen Abstände von mindestens 60 m bis 120 m ein. Der mit der 
Intensivierung der Landwirtschaft verbundene Verlust von extensiv genutzten 
Säumen und Brachen sowie die Zunahme schnell aufwachsender und mono-
toner Ackerkulturen (wie Wintergetreide, Mais, Raps) führt zu einem Verlust ge-
eigneter Nistplatzstrukturen und Nahrungshabitate. Des Weiteren weist die 
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Feldlerche ein hohe Störempfindlichkeit gegenüber optischen Bewegungen 
(Fahrzeugen, Spaziergänger mit Hunden) auf.  
 

Kiebitze besiedeln offenes Grünland, vornehmlich feuchte Wiesen und Weiden, 
aber auch Niedermoore und Salzwiesen mit lückiger bzw. kurzer Vegetation. Die 
Art gilt als standorttreu und kehrt alljährlich in alte Brutgebiete zurück, auch wenn 
diese durch intensive Bewirtschaftungsmaßnahmen stärker beeinträchtigt wur-
den. Der Kiebitz hält vergleichsweise hohe Fluchtdistanzen von ca. 200 m zu 
Menschen, Gebäuden, Baumbeständen, Verkehrswegen etc. ein. Der Kiebitz 
nutzt im Frühjahr Maisfelder als Brutplatz, sofern der Boden nicht vollständig zu-
gewachsen ist. Er meidet jedoch im späten Frühjahr und Sommer dicht be-
wachsene Maisfelder, da er dort keine Übersicht mehr hat. Außerdem finden 
Jungvögel in den Monokulturen kaum Nahrung, sodass der Bruterfolg ausfällt. 
Ferner ist eine Gelegezerstörung oft Folge der intensive landwirtschaftlichen Bo-
denbearbeitung. 
 

Lebensraum der Wachtel sind offene Kulturlandschaften mit halbhoher, lichter 
Vegetation, Brachflächen und einer Deckung bietenden Krautschicht. Das Nest 
liegt in der Regel gut versteckt am Boden in höherer Krautvegetation. Sie meidet 
sehr hohe und dichte Vegetationsbestände, da sie sich dort nicht frei bewegen 
kann. Maisackerflächen werden als Brutplatz zudem gemieden, da während 
der Brutzeit nicht ausreichend Schutz vorhanden ist und im Späteren der dichte 
Mais keine ausreichende Bewegungsfreiheit und Sicht bietet. Zu Vertikalstruktu-
ren wie Gehölzen und Siedlungsstrukturen halten Wachteln in der Regel Flucht-
distanzen von mindestens 60 m ein. In Bereichen mit intensiver landwirtschaftli-
cher Nutzung, wie im Plangebiet, sind das Angebot an Nahrungs- und De-
ckungsmöglichkeiten für die Wachtel oft nicht ausreichend. 
 
Der Wiesenpieper ist ein Brutvogel der offenen bis halboffenen, baum- und 
straucharmen Landschaften in gut strukturierter, deckungsreicher Krautschicht 
auf meist feuchten Standorten wie z. B. Heide, Moore, Dauergrünland, auch 
Magerrasen, Brach- und Kahlschlagsflächen. Maisanbauflächen werden ge-
mieden, da die dichten und hohen Monokulturen nicht seinem natürlichen Le-
bensraum als Bodenbrüter im offenen, übersichtlichen und feuchten Grasland 
entsprechen.  
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Aufgrund der intensiven Ackernutzung mit monokulturellem Maisanbau, Boden-
bearbeitung sowie dem einem geringen Anteil von Brachen und extensiv ge-
nutzten Säumen, des Vorkommens von Gehölzbeständen entlang der Wege 
sowie der Störungen im Bereich der Wege durch Verkehr und Erholungssu-
chende, ist davon auszugehen, dass das Plangebiet aufgrund der Lebens-
raumansprüche und des beschriebenen Meidungsverhaltens gegenüber Verti-
kalstrukturen, Siedlungsbereichen und Verkehrsbewegungen für die Arten Kie-
bitz, Feldlerche und Wachtel kaum geeignet ist. Ein Vorkommen des Wiesen-
piepers ist nicht wahrscheinlich, da die Lebensraumansprüche nicht erfüllt sind. 
 

Brutvorkommen ungefährdeter Bodenbrüter, wie z. B. der Fasan, sind im Plan-
gebiet nicht gänzlich auszuschließen. Der Fasan ist typischer Besiedler der offe-
nen Kulturlandschaft. Fasane finden hier Brutstandorte an Flächenrändern ent-
lang von Wegrainen oder Gehölzbeständen, die Deckung bieten. Die Vogelart 
ist allgemein häufig vertreten und im Bestand nicht gefährdet. Hinweise auf Brut-
vorkommen im Plangebiet liegen jedoch nicht vor.   
 

Das Plangebiet ist für Großvogelarten und Rastvögel aufgrund ihrer höheren 
Meidungsdistanzen zu vertikalen Strukturen und der Störungsempfindlichkeit ge-
genüber Bewegungen eher ungeeignet. Die im Norden und Osten des Plan-
gebietes liegenden Straßenverkehrsflächen und bebauten Grundstücke bie-
ten für Offenlandarten keine geeigneten Lebensräume darstellen. 
 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen ist im Bereich benach-
barter Flächen planungsbedingt nicht von einem Lebensraumverlust für Of-
fenlandarten auszugehen. Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforder-
lich. 
 

Die vorstehenden Ausführungen werden ergänzend in die Begründung auf-
genommen. 
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7.  zu 7. Die Hinweise werden nicht berücksichtigt.  
 

In der Begründung wird bereits darauf hingewiesen, dass es sich beim geplan-
ten Regenrückhaltebecken (RRB) um ein technisches Bauwerk handelt.  
 

Es ist ferner davon auszugehen, dass das geplante Regenrückhaltebecken zu 
Gewährleistung der Oberflächenentwässerung und Aufrechterhaltung der Ein-
staukapazität regelmäßig im erforderlichen Umfang unterhalten und geräumt 
wird, sodass auch mit Blick auf die technische Ausführung des RRB nicht mit 
einem Entstehen von gesetzlich geschützten Biotopen nach § 30 BNatSchG 
zu rechnen ist. Darüber hinaus ergibt sich ein Schutzstatus nach § 30 
BNatSchG nur bei entsprechenden Biotopausprägungen und Flächengrößen, 
was im Bereich des RRB als technisches Bauwerk nicht zu erwarten ist. Unter-
haltungsmaßnahmen für das RRB müssen überdies für den Erhalt der Entwäs-
serungsfunktion im erforderlichen Umfang zulässig sein. Insofern wird der Hin-
weis auf die Festsetzung eines Pflegekonzeptes nicht berücksichtigt.  
 

8. 

 

zu 8. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

 

9.  zu 9. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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10. 

 

zu 10. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

In der Begründung wird bereits ausgeführt, dass die Entwicklung des allgemei-
nen Wohngebietes mit der raumordnerischen Vorgabe zur Eigenentwicklung 
vereinbar ist und mit der Planung die Nachfrage nach Baugrundstücken in Köh-
len für etwa 15 Jahre gedeckt werden kann.   

11.  

 

zu 11. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Landwirtschaftskammer Niedersachsen vom 29.06.2026  
1. 

 
 

zu 1. Die Hinweise werden nicht berücksichtigt.  
 

Das Baugesetzbuch enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung 
des Flächenverbrauches. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsme-
chanismen erfolgen: Nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden 
sparsam umgegangen werden (Bodenschutzklausel). § 1a Abs. 2 Satz 2 
BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke ge-
nutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Um-
widmungssperrklausel). Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutz-
klausel und die Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB zu berücksichtigen. Damit handelt es sich bei beiden Zielsetzungen 
nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungsrelevante Regeln. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 4 BN 8.08 v. 
12.08.2008) kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber 
in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1a Abs. 
2 Satz 1 und 2 BauGB genannten Belange der besonderen Rechtfertigung 
bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenverbrauches 
damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. Darüber hin-
aus enthält § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB kein Verbot der Bauleitplanung 
auf Freiflächen, sondern verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der 
Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu begründen. Dabei sollen Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung betrachtet werden.  
 

Die Stadt Geestland hat den Planungsanlass und die Zielsetzung in Kap. 4.3 
dargelegt und die städtebauliche Konzeption begründet. Für die Ortschaft 
Köhlen ergibt sich für die nächsten 15 Jahre ein Wohnbaulandbedarf von ca. 
21 Wohneinheiten, der über die freien Baugrundstücke in bestehenden rechts-
verbindlichen Bebauungsplänen nach § 30 BauGB und im Innenbereich nicht 
gedeckt werden kann. Insofern ist es aus Sicht der Stadt Geestland gerecht-
fertigt, die Ausweisung eines Wohngebietes höher zu gewichten als den Be-
lang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauches, der im Ergebnis einen Ver-
zicht auf die Ausweisung von weiterem Wohnbauland bedeuten würde. Dabei 
ist auch berücksichtigt worden, dass die Bereitstellung von Wohnbaugrund-
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stücken wesentlich dazu beiträgt, Einwohner an den Ort zu binden und damit 
auch die intakte Dorfgemeinschaft und Investitionen in die Daseinsvorsorge 
zu erhalten. Damit dient die Entwicklung des Wohngebietes dem Allgemein-
wohl und ist hinreichend begründet. 
 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird nur so viel landwirtschaftliche 
Fläche in Anspruch genommen wie für die Realisierung des geplanten Wohn-
baugebietes erforderlich ist. Eine Fortsetzung der landwirtschaftlichen Nutzung 
ist im Plangebiet eigentümerseitig zudem nicht mehr vorgesehen. Die Hergabe 
der Flächen erfolgt daher auf Freiwilligkeit. Die Nutzung der vorhandenen Straße 
„Zur Mühle“ für die Erschließung des Plangebietes trägt überdies zum schonen-
den Umgang mit Grund und Boden bei.    
 

Darüber hinaus befinden sich, entgegen der Darstellung der Landwirtschafts-
kammer, laut NIBIS-Kartenserver (2026) im Plangebiet nur Böden mit geringer 
Bodenfruchtbarkeit, sodass die geringere Ertragsfähigkeit höhere Aufwendung 
für die Düngung erforderlich macht. Böden mit hoher bis sehr hoher Boden-
fruchtbarkeit bzw. Ertragsfähigkeit (NIBIS-Kartenserver, LBEG 2026) werden auf-
grund ihrer besonderer Bedeutung für die Landwirtschaft mit der Planung be-
wusst nicht in Anspruch genommen. Darüber hinaus wird von der Planung nur 
ein eng begrenzter Bereich betroffen, sodass planungsbedingt keine erheblich 
negative Auswirkungen auf agrarstrukturelle Belange zu erwarten sind. 
 

Grundsätzlich ist bei Bau- und Erschließungsmaßnahmen anfallender Boden 
sachgerecht zu verwerten oder zu entsorgen. Die gesetzlichen Vorschriften wie 
z. B. § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz (Vorsorgepflicht vor schädlichen Bodenver-
änderungen) und § 202 Baugesetzbuch (Schutz des Mutterbodens), sind zu be-
achten. Insofern bestehen eindeutige gesetzliche Vorgaben, sodass sich für die 
Bauleitplanung kein Erfordernis für weitere Regelungen ergibt.   
 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hält die Stadt Geest-
land an der vorliegenden Planung weiterhin fest. 
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2. 

 

zu 2. Die Hinweise wurden inhaltlich bereits berücksichtigt. 
 

Die Stadt Geestland hat sowohl in der Begründung als auch in der Planzeich-
nung darauf hingewiesen, dass mögliche landwirtschaftliche Immissionen, aus-
gehend von der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen in der Umgebung sowie die Nutzung der Erschließungsanlagen 
durch landwirtschaftliche Fahrzeuge angesichts der räumlichen Lage in einem 
ländlich geprägten Bereich auch im Bereich des allgemeinen Wohngebietes 
zu tolerieren sind. 
 

Unzumutbare Geräuschimmissionen aus der Bewirtschaftung landwirtschaftli-
che Betriebsstätten sind im Plangebiet nicht zu erwarten, da sich in räumlicher 
Nähe des Plangebietes keine landwirtschaftlichen Betriebe befinden.  
 

In einen nach TA Luft zu betrachtenden Umkreis von 600 m existieren landwirt-
schaftliche Betriebe mit Tierhaltung. Hierbei handelt es sich um einen Betrieb, 
der in einer Entfernung von rd. 280 m östlich des Plangebietes an der Straße 
„Zum Hornacker“ liegt. Ein weiterer Betrieb existiert nordöstlich an der Dorf-
straße-Ost in einer Entfernung von rd. 300 m zum Plangebiet. Nördlich des 
Plangebietes liegen auf der Nordseite der Dorfstraße-West zwei landwirtschaft-
liche Betriebe, rd. 360 m entfernt. Ein weiterer Betrieb existiert in einem Abstand 
von rd. 200 m nördlich des Plangebietes auf der Südseite der Dorfstraße-West.  
 

Da sich entlang der Straße „Zur Mühle“ nördlich und östlich des Plangebietes, 
im Bereich des Baugebietes "Am Mühlenberg“, an der Karl-Friederich-Straße 
und der Geestensether Straße bereits Wohnnutzungen befinden, die näher an 
den landwirtschaftlichen Betrieben liegen als das Plangebiet, mussten die 
landwirtschaftlichen Betriebe bei der Betriebsausübung und bei den in Ver-
gangenheit erfolgten Betriebserweiterungen auf dieses nicht landwirtschaftli-
che und damit schutzwürdige Wohnen bereits Rücksicht nehmen, damit es 
nicht zu Überschreitungen der für Wohn- und Mischgebiete geltenden Immis-
sionswerte der TA Luft, Anhang 7 von 10 % der Jahresstunden bzw. unzumut-
baren Geruchsimmissionen kommt. Insofern ist davon auszugehen, dass im 
Plangebiet aufgrund des größeren Abstandes zu den landwirtschaftlichen Be-
trieben sowie der Lage außerhalb der Hauptwindrichtung keine unzumutba-



BEBAUUNGSPLAN NR. 251 "ZUR MÜHLE“, ORTSCHAFT KÖHLEN DER STADT GEESTLAND 
 

 Stellungnahmen Beschlussvorschlag 
 

 
PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR - ARCHITEKTUR • STÄDTEBAU • ÖKOLOGIE                                                                                                                                                    13 

ren Geruchsbelastungen auftreten und gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse gewahrt werden. Eine Beeinträchtigung der Betriebsausübung und -ent-
wicklung landwirtschaftlicher Betriebe mit Tierhaltung ist planungsbedingt nicht 
zu erwarten, da bereits vorhandene schutzwürdige Wohnnutzungen näher an 
den Betrieben liegen als das Plangebiet und daher erstlimitierend wirken.  
 

Alle weiteren landwirtschaftlichen Betriebe mit Tierhaltung befinden sich au-
ßerhalb des Betrachtungsradius von 600 m, sodass nicht mit Einwirkungen 
landwirtschaftlicher Gerüche zu rechnen ist.  
 

3. 

 

zu 3. Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt.  
 

Wie in der Begründung bereits dargelegt wurde, ist die Erschließung angren-
zender landwirtschaftlicher Flächen auch nach Realisierung des geplanten 
Wohngebietes über die vorhandenen öffentlichen Straßen und Wege ge-
währleistet. Eine Beeinträchtigung der Erreichbarkeit und der Nutzbarkeit der 
an das Plangebiet angrenzenden Landwirtschaftsflächen ist planungsbedingt 
nicht zu erwarten. 
 

4. 

 

zu 4. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

Ökologische Ausgleichsflächen werden nur in dem Umfang bereitgestellt, der 
für die gesetzlich vorgeschriebene Kompensation planungsbedingter Eingriffe 
erforderlich ist. Der Grundsatz zum schonenden Umgang mit Grund und Boden 
wird dabei beachtet.  

5. 

 

zu 5. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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 Niedersächsisches Landvolk, Kreisverband Wesermünde e. V. vom 27.07.2026  
1.   zu 1. Die Hinweise werden nicht berücksichtigt.  

 

Das Baugesetzbuch enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung 
des Flächenverbrauches. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsme-
chanismen erfolgen: Nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden 
sparsam umgegangen werden (Bodenschutzklausel). § 1a Abs. 2 Satz 2 
BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke ge-
nutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Um-
widmungssperrklausel). Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutz-
klausel und die Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB zu berücksichtigen. Damit handelt es sich bei beiden Zielsetzungen 
nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungsrelevante Regeln. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 4 BN 8.08 v. 
12.08.2008) kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber 
in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1a Abs. 
2 Satz 1 und 2 BauGB genannten Belange der besonderen Rechtfertigung 
bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenverbrauches 
damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. Darüber hin-
aus enthält § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB kein Verbot der Bauleitplanung 
auf Freiflächen, sondern verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der 
Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu begründen. Dabei sollen Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung betrachtet werden.  
 

Die Stadt Geestland hat den Planungsanlass und die Zielsetzung in Kap. 4.3 
dargelegt und die städtebauliche Konzeption begründet. Für die Ortschaft 
Köhlen ergibt sich für die nächsten 15 Jahre ein Wohnbaulandbedarf von ca. 
21 Wohneinheiten, der über die freien Baugrundstücke in bestehenden rechts-
verbindlichen Bebauungsplänen nach § 30 BauGB und im Innenbereich nicht 
gedeckt werden kann. Insofern ist es aus Sicht der Stadt Geestland gerecht-
fertigt, die Ausweisung eines Wohngebietes höher zu gewichten als den Be-
lang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauches, der im Ergebnis einen Ver-
zicht auf die Ausweisung von weiterem Wohnbauland bedeuten würde. Dabei 
ist auch berücksichtigt worden, dass die Bereitstellung von Wohnbau-
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grundstücken wesentlich dazu beiträgt, Einwohner an den Ort zu binden und 
damit auch die intakte Dorfgemeinschaft und Investitionen in die Daseinsvor-
sorge zu erhalten. Damit dient die Entwicklung des Wohngebietes dem Allge-
meinwohl und ist hinreichend begründet. 
 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird nur so viel landwirtschaftliche 
Fläche in Anspruch genommen wie für die Realisierung des geplanten Wohn-
baugebietes erforderlich ist. Eine Fortsetzung der landwirtschaftlichen Nutzung 
ist im Plangebiet eigentümerseitig zudem nicht mehr vorgesehen. Die Hergabe 
der Flächen erfolgt daher auf Freiwilligkeit. Die Nutzung der vorhandenen Straße 
„Zur Mühle“ für die Erschließung des Plangebietes trägt dabei zum schonenden 
Umgang mit Grund und Boden bei.    
 

Darüber hinaus befinden sich laut NIBIS-Kartenserver (2026) im Plangebiet nur 
Böden mit geringer Bodenfruchtbarkeit, sodass die geringere Ertragsfähigkeit 
höhere Aufwendung für die Düngung erforderlich macht. Böden mit hoher bis 
sehr hoher Bodenfruchtbarkeit bzw. Ertragsfähigkeit (NIBIS-Kartenserver, LBEG 
2026) werden aufgrund ihrer besonderer Bedeutung für die Landwirtschaft mit 
der Planung bewusst nicht in Anspruch genommen. Darüber hinaus wird von 
der Planung nur ein eng begrenzter Bereich betroffen, so dass planungsbedingt 
keine erhebliche negative Auswirkungen auf agrarstrukturelle Belange zu erwar-
ten sind. 
 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hält die Stadt Geest-
land an der vorliegenden Planung weiterhin fest. 
 

2.  zu 2.  Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Der ökologische Ausgleich planungsbedingter Eingriffe wird über eine vertrag-
liche Vereinbarung mit den Niedersächsischen Landesforsten erfolgen, so-
dass eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für die Kompensa-
tion nicht erforderlich ist. 
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3.  

 

zu 3.  Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 

 Polizeiinspektion Cuxhaven vom 30.06.2026   

1. 

 

zu 1. Die Hinweise werden nicht berücksichtigt. 
 

Sowohl die öffentliche Straße „Zur Mühle“ als auch die geplanten privaten Stich-
straßen werden im Mischflächenprinzip mit einer Gleichberechtigung aller Ver-
kehrsteilnehmer gestaltet, sodass eine gegenseitige Rücksichtnahme gilt. Die 
Anlage eines separaten Fußweges ist somit nicht vorgesehen.  
 

Die Straße „Zur Mühle“ weist angesichts der Funktion als ruhige Anliegerstraße 
und die auch künftig zu erwartende eher geringe Verkehrsfrequentierung im Zu-
sammenhang mit der Wohnbebauung eine hinreichende Breite von etwa 
5,00 m (befestigte Fahrbahn plus geschotterte Seitenraum) für die Ableitung 
des Ziel- und Quellverkehrs sowie den maßgeblichen Begegnungsverkehr Pkw-
Pkw auf. Die Straßenbreite reicht außerdem für auf die gelegentliche Begeg-
nung von Pkw-Versorgungsfahrzeug aus.  
 

Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb eines durch Wohnnutzungen ge-
prägten Siedlungsbereiches sowie der Funktion als ruhige Anliegerstraßen ist we-
der bei der Straße „Zur Mühle“ noch bei den privaten Stichstraßen von einem 
erhöhten Gefährdungspotenzial von Fußgängern oder Kindern auszugehen.  
 

2.  zu 2. Die Hinweise werden nicht berücksichtigt.  
 

Bei den im Plangebiet festgesetzten Stichstraßen handelt es sich um private 
Verkehrsflächen und nicht um öffentliche Straßen, sodass die Straßen nicht von 
Ver- und Entsorgungsfahrzeugen befahren werden und somit eine Anlage von 
Wendeplätzen nicht erforderlich ist. Die Aufweitungstrichter sind einer Breite von 
10,00 m für die Erschließung der Baugrundstücke ausreichend. Des Weiteren ist 
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aufgrund der Kürze der Stichstraßen von unter 30,00 m eine Einfahrt der Feuer-
wehr im Brandfall nicht erforderlich, da diese Strecke bei einer Aufstellung der 
Einsatzfahrzeuge in der Straße „Zur Mühle“ ohne Probleme mit Schläuchen ab-
gedeckt werden kann. Ein erhöhtes Gefahrenpotenzial für Unfälle ist den priva-
ten Stichstraßen überdies nicht zu erwarten, da maximal vier Baugrundstücke 
an jede Stichstraße angeschlossen werden. Insofern hält die Stadt Geestland 
an der vorliegenden Planung weiterhin fest. 
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 EWE Netz GmbH vom 02.07.2026  
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

In Kap. 12 der Begründung sind bereits der Stellungnahme der EWE Netz 
GmbH entsprechende Ausführungen enthalten.  
 

Die Hinweise auf die Kostentragung und die Anlagenauskunft werden zur Kennt-
nis genommen.  
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 Deutsche Telekom Technik GmbH vom 01.07.2026  

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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 LGLN – Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungs-

dienst vom 26.06.2026 
 

  Die Hinweise sind inhaltlich bereits berücksichtigt worden. 
 

In der Begründung und in der Planzeichnung weist die Stadt Geestland aus 
Gründen der Gefahrenabwehr bereits darauf hin, dass generell nicht unterstellt 
werden kann, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungsbereich vorliegt. 
Bei Baumaßnahmen wird daher empfohlen, die Flächen vorab durch eine ent-
sprechende Luftbildauswertung zu überprüfen. Sofern eine Kampfmittelerkun-
dung und daraus resultierend eine Sondierung Kampfmittelräumung erforder-
lich werden, ist dies vonseiten des Grundstückseigentümers/ Bauherren durch-
zuführen. 
 

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (z. B. Granaten, Panzerfäuste, Brandbom-
ben, Minen etc.) gefunden werden, ist die zuständige Polizeidienststelle, das 
Ordnungsamt oder die Kampfmittelbeseitigung des Landes Niedersachsen bei 
der Regionaldirektion Hameln-Hannover des LGLN zu benachrichtigen.   
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 Wasserverband Wesermünde vom 29.07.2026  
1. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 zu 1. Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 

In die Begründung wird in Kap. 12 Abschnitt "Trinkwasserversorgung" ergänzend 
aufgenommen, dass der Wasserverband Wesermünde mitgeteilt hat, dass die 
Trinkwasserversorgung im Rahmen der Satzung des Verbandes sichergestellt 
ist.  
 

Es wird in der Begründung in Kap.  12, Abschnitt „Trinkwasserversorgung“ bereits 
dargelegt, dass für Wasserabnahmen, die über das übliche Maß der Trinkwas-
serversorgung hinausgehen, seitens des Wasserverbandes jedoch keine Ga-
rantien gegeben werden können bzw. sind diese gesondert mit dem Verband 
zu vereinbaren. 
 

2.  zu 2. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.   
 

Die Stadt Geestland wird die innerhalb des Plangebietes im Bereich privater Zu-
fahrten und Grundstücksflächen verlaufenden Leitungstrassen nicht überneh-
men und widmen, da diese Leitungen den Charakter von Hausanschlüssen ha-
ben.  
 

Einzelvertragliche Regelungen für die Trinkwasserversorgung sind zwischen 
dem Wasserverband und dem Investor bzw. den Grundstückseigentümern zu 
schließen.   
 

3.   zu 3. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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4.  zu 4. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 

5.  zu 5. Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt.  
 

In der örtlichen Bauvorschrift Nr. 1 wird bereits folgendes festgelegt: „Das auf 
den privaten Grundstücken anfallende Oberflächenwasser ist auf den jeweiligen 
Grundstücken zu versickern oder nach Möglichkeit zur Bewässerung des Gartens 
zu nutzen. Zur Vermeidung bzw. Verringerung von Schäden durch Starkregener-
eignisse sind geeignete technische Maßnahmen zur Regenrückhaltung und -ver-
sickerung mit einem Fassungsvermögen von mindestens 2 m³ vorzuhalten. Über-
schüssiges Niederschlagswasser darf darüber hinaus gedrosselt der Regenwas-
serkanalisation und dem Regenrückhaltebecken zugeführt werden.“ 
 
Insofern werden hinreichende Vorgaben zur Vermeidung von Schäden durch 
Starkregenereignisse sowie zum Klimaschutz getroffen. Auf zusätzliche Vorgaben 
zum Dauereinstau von 2 m³ in der Regenrückhaltung wird verzichtet.  
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6.  zu 6. Die Hinweise sind bereits berücksichtigt worden.  
 

In der Begründung wird bereits darauf hingewiesen, dass für die Löschwasser-
versorgung östlich des Plangebietes in Höhe des Grundstücks „Zur Mühle 15“ ein 
Hydrant zur Verfügung steht.  
 

Sollte für die Sicherung der Löschwasserversorgung die Installation einer weiterer 
Löschwasserentnahmestelle, ggf. auch netzunabhängig (z. B. Löschwasser-
brunnen), im Plangebiet oder der Umgebung erforderlich sein, sind der Standort 
sowie die notwendige Entnahmekapazität mit der örtlichen Feuerwehr und den 
zuständigen Behörden abzustimmen. 
 

Des Weiteren wird in der Begründung dargelegt, dass der Wasserverband We-
sermünde vorsorglich darauf hinweist, dass Feuerlöschwasser aus Hydranten 
des Versorgungsnetzes den Mitgliedern des Verbandes zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach § 2 NBrandSchG nur in der Menge zur Verfügung gestellt wird, wie es 
die vorhandenen Wasserleitungen versorgungstechnisch (mengen- und druck-
mäßig) zulassen.  
 

Die Hinweise zum Objektschutz betreffen die nachfolgende bauordnungs-
rechtliche Ebene und werden zur Kenntnis genommen.  
 

7.   zu 7. Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

Die Aussagen zur Löschwasserversorgung werden entsprechend korrigiert.   
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8.  

 

zu 8. Die Hinweise werden inhaltlich berücksichtigt.  
 

Wie in der Begründung dargelegt wird, erfolgt die Beseitigung des im Plangebiet 
anfallenden häuslichen Abwassers über den Anschluss an die öffentliche 
Schmutzwasserkanalisation mit Ableitung in die Kläranlage Köhlen. Hierfür wird 
die Schmutzwasserkanalisation im Plangebiet sowie in der Straße „Zur Mühle“ mit 
einem Trennsystem ausgebaut.  
 

Der Wasser- und Abwasserverband Wesermünde hat mit Schreiben vom 
19.08.2026 mitgeteilt, dass die Kläranlage in Köhlen derzeit eine Ausbaugröße 
von 1.700 Einwohnerwerten (EW) aufweist und aktuell ungefähr 1.000 EW ange-
schlossen sind. Bei dem geplanten Baugebiet „Zur Mühle“ mit ca. 15 Grundstü-
cken ergibt sich bei einer Annahme von 3 Einwohner pro Grundstück ein Wert 
von rd. 45 EW für den Schmutzwasseranfall. Die Kapazität dieser zusätzlichen EW 
ist somit durch die existierende Kläranlage gedeckt. Durch das geplante Trenn-
system wird höchstwahrscheinlich ein geringerer Anteil an Niederschlagswasser 
der Kläranlage zugeführt, was vorteilhaft für die Anlage ist.  
 

Insofern ist die Schmutzwasserbeseitigung des Plangebietes auch unter den ak-
tuellen Voraussetzungen gewährleistet.  
 

Der Wasserverband Wesermünde plant ferner eine Umgestaltung der Kläran-
lage Köhlen, um den aktuellen gesetzlichen Anforderungen sowie dem Stand 
der Technik gerecht zu werden. Im Rahmen dieser Maßnahme ist die Einrich-
tung eines Trennsystems im Zulauf vorgesehen, da Oberflächenwasser und 
Schmutzwasser aktuell noch über einen Mischwasserkanal entsorgt werden.  
 

Folglich wird, wie oben bereits beschrieben, im Zuge der Umsetzung des Be-
bauungsplanes ein Trennsystem hergestellt. Die an den bestehenden Misch-
wasserkanal angeschlossenen Grundstücke „Zur Mühle 11, 13, 14 und 15“ wer-
den im Späteren ebenfalls an das Trennsystem angeschlossen. Das Trennsys-
tem in der Straße Zur Mühle ist schematisch bereits mit dem Wasserverband 
Wesermünde abgestimmt worden. Weitere Details zur Abwasserent-sorgung 
sind in den weiteren nachfolgenden Planungen zu erstellen und mit dem Was-
serverband Wesermünde abzustimmen.  
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Die vorstehenden Ausführungen, die ergänzend in die Begründung aufge-
nommen werden, verdeutlichen, dass die Schmutzwasserentsorgung für das 
Plangebiet sichergestellt ist. 
 

10.  

 

zu 10. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
 
 

 Unterhaltungsverband Nr. 82 Geeste vom 26.06.2026  

  Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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 IHK Elbe-Weser vom 14.07.2026  

  Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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 LBEG vom 29.06.2026   

1. 

 

zu 1. Die Hinweise sind bereits berücksichtigt worden. 
 

Das Baugesetzbuch enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung 
des Flächenverbrauches. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsme-
chanismen erfolgen: Nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden 
sparsam umgegangen werden (Bodenschutzklausel). § 1a Abs. 2 Satz 2 
BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke ge-
nutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Um-
widmungssperrklausel). Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutz-
klausel und die Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB zu berücksichtigen. Damit handelt es sich bei beiden Zielsetzungen 
nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungsrelevante Regeln. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 4 BN 8.08 v. 
12.08.2008) kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber 
in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1a Abs. 
2 Satz 1 und 2 BauGB genannten Belange der besonderen Rechtfertigung 
bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenverbrauches 
damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. Darüber hin-
aus enthält § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB kein Verbot der Bauleitplanung 
auf Freiflächen, sondern verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der 
Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu begründen. Dabei sollen Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung betrachtet werden.  
 

Die Stadt Geestland hat den Planungsanlass und die Zielsetzung in Kap. 4.3 
dargelegt und die städtebauliche Konzeption begründet. Für die Ortschaft 
Köhlen ergibt sich für die nächsten 15 Jahre ein Wohnbaulandbedarf von ca. 
21 Wohneinheiten, der über die freien Baugrundstücke in bestehenden rechts-
verbindlichen Bebauungsplänen nach § 30 BauGB und im Innenbereich nicht 
gedeckt werden kann. Insofern ist es aus Sicht der Stadt Geestland gerecht-
fertigt, die Ausweisung eines Wohngebietes höher zu gewichten als den Be-
lang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauches, der im Ergebnis einen Ver-
zicht auf die Ausweisung von weiterem Wohnbauland bedeuten würde. Dabei 
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ist bei der Abwägung auch berücksichtigt worden, dass die Bereitstellung von 
Wohnbaugrundstücken wesentlich dazu beiträgt, Einwohner an den Ort zu 
binden und damit auch die intakte Dorfgemeinschaft und Investitionen in die 
Daseinsvorsorge zu erhalten. Damit dient die Entwicklung des Wohngebietes 
dem Allgemeinwohl und ist hinreichend begründet. 
 

Aus Sicht der Gemeinde sind die Belange des Allgemeinwohls höher zu gewich-
ten als den Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauches.  
 

§ 1 a NNatSchG bezieht sich darauf, die landesweite Neuversiegelung von Bö-
den bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3,000 ha zu reduzieren. Anzu-
rechnen sind dabei jedoch Flächen, die entsiegelt oder renaturiert oder, soweit 
eine Entsiegelung nicht möglich oder zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung 
überlassen werden.  
 

Übertragen auf die hier in Rede stehende Planung ist somit festzustellen, dass 
die Bodeninanspruchnahme aufgrund der Planungshoheit der Stadt Geestland 
zulässig und die Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken durch ein öffentliches 
Interesse begründet ist.  
 

Ferner ist auch zu berücksichtigen, dass die mit der Planung verbundene Bo-
denversiegelung über die Bereitstellung von Kompensationsflächen bzw. die 
Durchführung von Kompensationsmaßnahmen im Bereich eines Flächenpools 
der Niedersächsischen Landesforsten voll umfänglich kompensiert werden 
kann.  
 

Die vorstehenden Ausführungen verdeutlichen, dass die Planung den gesetzli-
chen Anforderungen entspricht.  
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2.  

 

 

zu 2. Der Hinweis ist bereits berücksichtigt worden.  
 

Bezüglich des schonenden Umgangs mit Grund und Boden nach § 1 a Abs. 2 
BauGB wird auf die vorstehenden Ausführungen der Stadt Geestland verwiesen. 
 

In der Begründung wird im Umweltbericht bereits dargelegt, dass im Planbe-
reich laut des NIBIS-Kartenservers (LBEG 2026) mittlerer Plaggenesch ansteht. 
Plaggenesche sind aufgrund alter, in der Vergangenheit durchgeführter land-
wirtschaftlichen Bewirtschaftungsweisen, der sog. „Plaggenwirtschaft“ in dorfna-
hen Ländereien entstanden. Durch die „Plaggenwirtschaft“ wurden sandige, 
nährstoffarme Böden (Podsole) mit Hilfe von eingegrabenen „Plaggen“, abge-
stochener grasiger Oberbodensoden (meist aus nassen Grünlandflächen) im 
Ertrag verbessert. Plaggenesch-Böden zeichnen sich daher durch eine relativ 
mächtige humose Bodenschicht aus, die als Folge immer wiederkehrender Bo-
denaufträge durch den Menschen entstanden ist. Mit der Verfügbarkeit mine-
ralischer Dünger wurde die Plaggenesch-Bewirtschaftung eingestellt.  
 

Plaggenesch-Böden stellen laut NIBIS-Kartenserver Böden mit kulturhistorischer 
Bedeutung dar. Standorte mit Plaggenesch sind in Köhlen jedoch sehr häufig 
anzutreffen, sodass es sich nicht um seltene Vorkommen handelt.  
 

Die für die Planung erstellte Bodenfunktionsbewertung mit Auswertung der Bo-
dennetzdiagramme des NIBIS-Kartenservers kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Plaggenesche aufgrund der kulturgeschichtlicher Bedeutung schutzwürdig sind. 
Darüber hinaus ist die hohe Verschlämmungsneigung zu beachten. Aufgrund 
der langjährigen intensiven Ackernutzung des Standortes ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass die Plaggeneschböden nur noch eine geringe Ausprägung be-
sitzen. Natürliche Böden, Böden mit naturgeschichtlicher Bedeutung, Böden mit 
besonderen Standorteigenschaften sowie Bodendenkmale kommen im Plan-
gebiet jedoch nicht vor.  
 

Das Vorkommen der schutzwürdigen Plaggenesche ist in der Eingriffs-Aus-
gleichs-Bilanzierung dadurch berücksichtigt worden, dass den Ackerflächen ein 
etwas höherer Wert nach dem Osnabrücker Modell zugewiesen wurde.  
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3.  zu 3. Die Hinweise sind inhaltlich bereits berücksichtigt worden.  
 

In der Begründung wird bereits darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Bundes-
Bodenschutzgesetz der Grundstückseigentümer oder derjenige, der Verrichtun-
gen auf dem Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderun-
gen der Bodenbeschaffenheit führen können, verpflichtet ist, Vorsorge gegen 
das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Nach § 202 BauGB 
ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schüt-
zen. 
 

Dem Entstehen von Bodenbeeinträchtigungen sollte im Rahmen der Baumaß-
nahmen durch geeignete Maßnahmen (z. B. schonender Abtrag von Oberbo-
den, kein Vermischen von Böden unterschiedlicher Herkunft, Vermeidung von 
Verunreinigungen, schichtentreuer Auf- und Abtrag) entgegengewirkt werden. 
Mit Blick auf die hohe Verschlämmungsneigung der Böden sollten insbesondere 
während der Bauphase entsprechende bodenschonende Maßnahmen be-
rücksichtigt werden. Es gilt ein generell schonender Umgang mit dem Boden 
gemäß DIN 18915 Bodenarbeiten und DIN 19639 Bodenschutz bei Planung 
und Durchführung von Bauvorhaben während der Bauausführung. 
 

Schadstoffeinträge in den Boden durch unsachgemäßen Umgang mit Bau- 
und Betriebsmitteln können durch die Gewährleistung eines ordnungsgemäßen 
Baubetriebes vermieden werden. 
 

4.  zu 4. Der Hinweis wird berücksichtigt.  
 

Für die planungsbedingten Eingriffe in das Schutzgut Boden kann eine sachge-
recht und vollständig Kompensation über einen Flächenpool der Nds. Landes-
forsten gewährleistet werden. 
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5.  zu 5. Die Hinweise sind bereits berücksichtigt worden.  
 

In der Begründung wird in Kap. 12 bereits dargelegt, dass im Plangebiet nach 
Auskunft des LBEG (2026) gut tragfähiger Baugrund mit nicht hebungs- und 
setzungsempfindlichen Lockergesteinen ansteht. Aus dem für das Plangebiet 
erstellten Geotechnischen Bericht in Anlehnung an die DIN 1054, 18196, EN 
1997-2/EC7 einschl. DIN 4020 (GeoService Schaffert 2025) geht hervor, dass 
für einfache Bauvorhaben (z. B. Wohnhäuser) die Geotechnische Kategorie 1 
(GK 1) gilt. Komplexere Hochbauten oder unterkellerte Bauwerke bzw. Kanal-
baumaßnahmen sind durch mögliche Wasserhaltungsmaßnahmen der Ge-
otechnischen Kategorie 2 (GK 2) zuzuordnen. 
 

Für die einzelnen Bauvorhaben sollten die gründungstechnischen Erforder-
nisse dennoch im Rahmen einer Baugrunderkundung geprüft und festgelegt 
werden. Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die Vorgaben 
der DIN-Normen als gesetzlich geltende technische Baubestimmungen zu 
beachten. Vorabinformationen zum Baugrund können dem Internet-Karten-
server des LBEG (NIBIS) entnommen werden; diese ersetzen jedoch kein Bau-
grundgutachten.  
 

6.  zu 6. Der Hinweis ist bereits berücksichtigt worden.  
 

Laut der Themen- und Auswertungskarte "Bergbau" des Nieders. Bodeninfor-
mationssystems (NIBIS-Kartenserver) des LBEG 2026 hat das Plangebiet keine 
Bedeutung für den Bergbau. Es existieren im Plangebiet und der Umgebung 
weder Bergbaurechte, Bewilligen nach Bundesberggesetz (BBergG) noch Alt-
verträge, Erlaubnisse zur Suche nach Bodenschätzen oder Bergwerkseigen-
tum. Das Plangebiet liegt laut der Rohstoffsicherungskarte (LBEG 2026) weder 
im Bereich einer Lagerstätte 1. oder 2. Ordnung noch in einem Gebiet mit 
potenziell wertvollen Rohstoffvorkommen. 
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7.  zu 7. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

Bei der Bereitstellung von Ausgleichsflächen oder der Durchführung von Aus-
gleichsmaßnahmen werden die raumordnerischen Belange beachtet. Berg-
bauliche Leitungen oder Hochdruckleitungen werden für Ausgleichsmaßnah-
men nicht in Anspruch genommen.  
  

8.  zu 8. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

 

 
 
 

 Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade vom 29.07.2026   

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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 Gemeinde Beverstedt vom 29.07.2026   

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

 Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven vom 31.07.2026   

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 


